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Der II. Zivilsenat des Bundesgerichtshofes hat auf die 
mündliche Verhandlung vom 9. November 1992 durch den Vorsit­
zenden Richter Prof. Boujong und die Richter Dr. Henze, 
Stodolkowitz, Dr. Goette und Gerber

für Recht erkannt:

Auf die Revision des Klägers wird das Urteil 
des 16. Zivilsenats des Oberlandesgerichts 
Celle vom 2. Juli 1991 aufgehoben.

Die Sache wird zur anderweiten Verhandlung 
und Entscheidung, auch über die Kosten des 
Revisionsverfahrens, an das Berufungsgericht 
zurückverwiesen.

Von Rechts wegen



Tatbestand:

Der Kläger erhielt in einem Versteigerungstermin am 
26. Juni 1980 den Zuschlag für ein Wohn- und Geschäftshaus, 
das jährliche Mieteinnahmen von fast 100.000,—  DM erbrach­
te. 180.000,—  DM sollte er bar zahlen, außerdem sollte er 
dingliche Belastungen im Nennwert von insgesamt
320.000, —  DM übernehmen. Da der Kläger nicht in der Lage 
war, 180.000,—  DM aufzubringen, suchte er einen Geldgeber 
und fand ihn in dem Beklagten. Durch notariellen Kaufvertrag 
vom 30. Juli 1980 verkaufte der Kläger dem Beklagten die 
"ideelle Hälfte dieses Grundbesitzes" zum Preise von
250.000, —  DM. 100.000,—  DM sollte der Beklagte in bar zah­
len, wegen der restlichen 150.000,—  DM übernahm er neben 
dem Kläger die gesamtschuldnerische Haftung aus den im 
Grundbuch eingetragenen Belastungen. Die Parteien wurden als 
Eigentümer je zur Hälfte im Grundbuch eingetragen. Ebenfalls 
am 30. Juli 1980 erteilte der Kläger dem Beklagten eine 
schriftliche "Generalvollmacht", unter anderem "für alle 
weiteren Geschäfte, die mit dem Haus Zusammenhängen und un­
sere gemeinsamen Belange betreffen". Mit Hilfe dieser Voll­
macht eröffnete der Beklagte am 12. August 1980 bei der 
VflH£>ank U f l i  ein gemeinsames Kontokorrentkonto der Par­
teien mit der Vereinbarung, daß jeder von ihnen allein zur 
Verfügung über das Konto berechtigt sei (sog. Oder-Konto). 
Nach den allgemeinen Geschäftsbedingungen der VflHpDank 
sollten alle Kontoinhaber für Kontoverbindlichkeiten als Ge­
samtschuldner haften, die Befugnis jedes Kontoinhabers, al­
lein zu verfügen, sollte nur ausgeschlossen sein, wenn "die
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Kontoinhaber" der Bank schriftlich eine gegenteilige Weisung 
erteilt hatten. Einige Tage später gab der Kläger auf dem 
Kontoeröffnungsantrag eine Unterschriftsprobe ab.

Die Parteien haben die übernommenen dinglichen Belastun­
gen durch einen Kredit der M ■ ■ ■ ■ B  HflHHHSpbank abge­
löst, der zuvor - jedenfalls zum Teil - von der Vfl^P~ 
bank zwischenfinanziert worden war. Alle mit dem Haus
zusammenhängenden Geldgeschäfte (Zins- und Tilgungsleistun­
gen an die HBBHBMBfcank, Überweisungen für Ver­
sicherungen, Grundsteuer, Kosten für Gas, Wasser, Strom, 
Mieteinnahmen) wurden zunächst über das erwähnte Konto bei 
der VflHBbank UflM abgewickelt. Am 15. Oktober 1980 beglich 
der Kläger durch Überweisung von dem erwähnten Konto abrede­
widrig eine nur ihm obliegende Steuerschuld von
35.000,—  DM: Es handelte sich um die aufgrund des Zuschlag­
beschlusses vom 26. Juni 1980 angefallene Grunderwerbsteuer.

Mit Schreiben an den Beklagten vom 5. März 1981 wider­
rief der Kläger die dem Beklagten erteilte Generalvollmacht. 
Mit Schreiben vom 6. April 1981 teilte er der VflHbank Ug*- 
(■imit, daß seit Dezember 1980/Januar 1981 "nur noch eine 
gemeinsame Verfügbarkeit über das oben genannte Konto" gelte 
und daß eine Einzelverfügung sowohl für ihn als auch für den 
Beklagten somit nicht mehr zulässig sei.

Mit Schreiben an den Beklagten vom 1. Juni 1981 erklärte 
der Kläger seinen Rücktritt von dem Kaufvertrag (bezüglich 
des Hälfteanteils an dem Grundstück) mit der Begründung, der



Beklagte sei trotz Mahnung und Fristsetzung von dem nach der 
Vereinbarung in bar zu entrichtenden Kaufpreisanteil
20.000,—  DM schuldig geblieben. In einem Vorprozeß 
(4 0 344/81 LG Göttingen) erhob der Kläger gegen den Beklag­
ten Klage auf Rückübertragung des Miteigentumsanteils Zug um 
Zug gegen Rückzahlung von 80.000,—  DM abzüglich Zinsen. Im 
November 1981 übernahm der Kläger die bis dahin von dem Be­
klagten geführte Verwaltung des Grundstücks. Er veranlaßte, 
daß die Mieten nicht mehr auf das gemeinsame Konto bei der 
VBBbank U B H *  sondern auf ein eigenes Konto von ihm über­
wiesen wurden. Die Belastungen, insbesondere die Zins- und 
Tilgungsleistungen an die wurden da­
gegen weiterhin von dem gemeinsamen Konto bei der VBB~ 
bank UBBPüberwiesen. Der Beklagte erhob in dem Vorprozeß 
Widerklage mit dem Antrag, den Kläger zu verurteilen, ihm 
Rechnung zu legen und Auskunft zu erteilen über seine Ver­
waltertätigkeit von November 1981 bis Oktober 1983. Das 
Landgericht Göttingen hat den Beklagten zur Rückauflassung 
verurteilt und - auf die Widerklage hin - den Kläger zur 
Rechnungslegung. Gegen dieses Urteil hat nur der Beklagte 
Berufung eingelegt.

Am 23. September 1983 überwies der Beklagte von dem ge­
meinsamen Konto bei der VflHbank U B B  54.216,19 DM auf ein 
eigenes Konto bei dieser Bank. Dieser Betrag errechnet sich 
aus den 35.000,—  DM, die der Kläger von demselben Konto auf 
eigene Schulden beim Finanzamt überwiesen hatte, und den in­
zwischen wegen dieser 35.000,—  DM angefallenen Zinsen. Die 
Parteien streiten darüber, ob dies so abgesprochen war oder 
ob der Beklagte aus eigener Machtvollkommenheit gehandelt 
hat.
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Auf Antrag der mM I H H M i 
die ZwangsVerwaltung und - am 9. August 1984 - dann die 
Zwangsversteigerung des Grundstücks angeordnet. Durch Be­
schluß des Amtsgerichts Göttingen vom 7. Februar 1985 wurde 
das Grundstück dem Beklagten zugeschlagen, und zwar für
500.000,—  DM. Auf Antrag des Beklagten wurde der Versteige­
rungserlös außergerichtlich verteilt. Mit Schreiben vom 
4. Juni 1985 teilte die ^em Kläger mit, ihre
Forderung zum Versteigerungstermin belaufe sich (im einzel­
nen aufgeschlüsselt) auf insgesamt 326.615,86 DM.

Nachdem das Grundstück zwangsversteigert worden war, ha­
ben im Vorprozeß die Parteien in der Berufungsinstanz die 
Hauptsache für erledigt erklärt.

Laut Kontoauszügen der VMBbank U f l B  wies das gemein­
same Kontokorrentkonto der Parteien am 31. Dezember 1982 ei­
nen Soll-Saldo aus von 14.287,95 DM, am 31. Dezember 1983 
einen Soll-Saldo von 104.076,24 DM und am 24. Februar 1985 
einen Soll-Saldo von 220.589,63 DM.

Der Kläger verlangt mit der Klage die Hälfte der Diffe­
renz aus dem Versteigerungserlös von 500.000,—  DM (Betrag, 
zu dem das Grundstück dem Beklagten zugeschlagen wurde) und 
den Verbindlichkeiten von 326.615,86 DM, die zugunsten der 

HflHHl^Bbank bestanden.

Der Beklagte macht geltend, er habe den Schuld-Saldo des 
gemeinsamen Kontokorrentkontos bei der VMHbank UflHB von 
220.589,63 DM allein abgelöst. Wegen dieser Verbindlichkeit 
seien die Parteien Gesamtschuldner gewesen. Der Kläger habe
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ihm deshalb die Hälfte zu ersetzen. Mit diesem Anspruch hat 
der Beklagte die Aufrechnung gegenüber der Klageforderung 
erklärt.

Beide Vorinstanzen haben die Klage abgewiesen. Mit sei­
ner Revision verfolgt der Kläger seinen Zahlungsanspruch 
weiter.

Entscheidungsgründe:

Die Revision führt zur Aufhebung des Berufungsurteils 
und zur Zurückverweisung der Sache an das Berufungsgericht.

1. Das Berufungsgericht hat ausgeführt, der mit der Kla­
ge geltend gemachte Anspruch habe ursprünglich - durchsetz- 
bar - bestanden und sei nur durch die von dem Beklagten im 
Prozeß erklärte Aufrechnung erloschen. Da nur der Kläger Re­
vision eingelegt hat, ist in der Revisionsinstanz von dem 
Bestehen der Klageforderung auszugehen, revisionsrechtlich 
zu überprüfen ist lediglich die Wirksamkeit der von dem Be­
klagten erklärten Aufrechnung (vgl. BGH, Urt. v. 3. November 
1989 - V ZR 143/87, NJW 1990, 447, 449).

2. Das Berufungsgericht meint, entgegen den Ausführungen
des Klägers sei das ursprünglich eingerichtete Oder-Konto 
der Parteien bei der vSHbank nicht in ein Und-Konto
umgewandelt worden. Der Kläger habe auch nicht substantiiert 
vorgetragen, daß er das Konto gegenüber der VflHpDank UflBi 
wirksam gekündigt habe. Nach dem Kontovertrag sei die Mög­
lichkeit einer Überziehung des Kontos und damit einer Kre­
ditgewährung vorgesehen gewesen. Für den Überziehungskredit
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hafteten beide Kontoinhaber als Gesamtschuldner. Ob der Klä­
ger mit seinem Schreiben an die VI^Hkank vom 6* April
1981 (mit dem er versucht hat, die Einzelverfügungsbefugnis 
des Beklagten zu beseitigen und aus dem Oder-Konto ein Und- 
Konto zu machen) wirksam die Vollmacht des Beklagten wider­
rufen habe, "zu Lasten des Kontos mit der Folge gesamt­
schuldnerischer Haftung beider Kontoinhaber Kredit in An­
spruch zu nehmen", könne dahingestellt bleiben. Bei verstän­
diger Auslegung dieses Schreibens habe der Widerruf der 
Vollmacht nämlich allenfalls die Wirkung gehabt, daß sich 
der Kläger künftige Verfügungen, die der Beklagte zu Lasten 
des Kontos treffen würde, nicht entgegenhalten zu lassen 
brauche. Dagegen habe sich der Widerruf nicht bezogen auf 
"bereits vorher einvernehmlich getroffene Regelungen, d.h. 
nicht darauf, daß zu Lasten dieses Kontos die regelmäßigen 
Zahlungen an die M f l H B B l  H d H M ^ ^ n k  und die übrigen 
mit der Verwaltung des Grundstücks zusammenhängenden Zahlun­
gen (z.B. Gas, Wasser, Strom, Grundsteuer) geleistet werden 
sollten".

Der Beklagte habe vorgetragen, der in dem Kontoauszug 
der VflHpDank vom 20. Februar 1985 ausgewiesene Soll-
Saldo von 220.589,63 DM sei entstanden, weil der Kläger
35.000,—  DM auf eine eigene Steuerschuld überwiesen habe, 
weil der Kläger dafür gesorgt habe, daß die Mieten nicht 
mehr auf dieses Konto überwiesen worden seien und weil er 
- der Beklagte - im Jahre 1983 sich als Ausgleich für die 
vom Kläger entnommenen 35.000,—  DM einschließlich Zinsen 
54.216,19 DM überwiesen habe. Zum Beleg für die Richtigkeit 
dieses Vorbringens habe sich der Beklagte auf die im Vorpro­
zeß vorgelegten Aufstellungen (dortiger Anlagenhefter B) unc
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auf die im vorliegenden Rechtsstreit überreichten Unterlagen 
bezogen. Damit habe er schlüssig vorgetragen, daß die Par­
teien der VflBPaank U^HB den im Kontoauszug ausgewiesenen 
Betrag geschuldet hätten. Das pauschale Bestreiten des Klä­
gers sei unsubstantiiert. Als Mitinhaber des Kontos könne er 
sich davon überzeugen, wie es zu dem Soll-Saldo gekommen 
sei. Der Kläger habe auch nicht substantiiert bestritten, 
daß der Beklagte das gemeinsame Konto der Parteien ausgegli­
chen habe. Der Kläger habe dem Beklagten die Hälfte des Be­
trages, den der Beklagte zum Ausgleich des Kontos gezahlt 
habe, zu ersetzen. Mit diesem Anspruch habe der Beklagte ge­
genüber der Klageforderung wirksam die Aufrechnung erklärt.

Diese Ausführungen des Berufungsgerichts halten nicht in 
allen Punkten einer revisionsrechtlichen Überprüfung stand.

3. Jedenfalls im Ergebnis zutreffend hat das Berufungs­
gericht allerdings festgestellt, das ursprünglich eingerich­
tete Oder-Konto sei nicht in ein Und-Konto umgewandelt wor­
den. Nach Nr. I 2 Abs. 3 der allgemeinen Geschäftsbedingun­
gen (AGB) der VflHtoank UflB' die die Parteien unstreitig 
bei der Eröffnung des Kontos akzeptiert haben, war hierzu 
eine schriftliche Weisung beider Kontoinhaber erforderlich. 
Das Berufungsgericht führt zutreffend aus, der Kläger habe 
nicht substantiiert dargelegt, daß auch der Beklagte eine 
entsprechende Weisung gegeben habe. Die Revision rügt zu Un­
recht, das Berufungsgericht habe in diesem Zusammenhang Vor­
bringen des Klägers übergangen. Zwar hat der Kläger pauschal 
behauptet, auch der Beklagte habe eine solche Weisung gege­
ben, er hat diesen Vortrag aber nicht mit Tatsachen belegt, 
obwohl der Beklagte ihn ausdrücklich bestritten hat. Sub-
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stantiiert wäre der Vortrag des Klägers nur gewesen, wenn 
der Kläger angegeben hätte, aus welchem konkreten Verhalten 
des Beklagten er eine entsprechende Weisung an die VHHbank 
herleiten will.

Abgesehen von dem in den allgemeinen Geschäftsbedingun­
gen vorgesehenen, vertraglich vereinbarten Weisungsrecht 
kann die Umwandlung eines Oder-Kontos in ein Und-Konto nur 
im Wege einer Änderung des Kontovertrages durch eine Eini­
gung aller Kontoinhaber mit der Bank erfolgen (BGH, Urt. v. 
30. Oktober 1990 - XI ZR 352/89, NJW 1991, 420). In der Li­
teratur wird allerdings die Meinung vertreten, aus der Ein­
zelverfügungsbefugnis des Mitinhabers eines Oder-Kontos er­
gebe sich das Recht, im Namen aller Kontoinhaber mit der 
Bank eine entsprechende Änderung des Kontovertrages zu ver­
einbaren (so Canaris, Bankenvertragsrecht, 2. Aufl. 1981, 
Rdn. 26; OLG Köln, WM 1989, 1888, 1889; MünchKomm. BGB,
K. Schmidt, 2. Aufl. 1986, § 741 Rdn. 49). Der Bundesge­
richtshof (aaO) hat zu erkennen gegeben, daß er diese An­
sicht für bedenklich hält, hat die Frage aber ausdrücklich 
offengelassen. Sie braucht auch im vorliegenden Fall nicht 
entschieden zu werden. Es gibt nämlich keine Anhaltspunkte 
dafür, daß die VflHfc>ank U H  sich mit einer entsprechenden 
Änderung des Kontovertrages einverstanden erklärt hat. Der 
Kläger hat nicht dargelegt, daß die VMBbank UI^^V auf sei­
ne einseitige Intervention hin irgend etwas unternommen hat, 
woraus man schließen könnte, sie sei mit einer entsprechen­
den Änderung des Kontovertrages einverstanden.
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4. Zutreffend führt das Berufungsgericht auch aus, der 
Kläger habe nicht substantiiert vorgetragen, daß er gegen­
über der VflHbank UflHP die Kündigung des Kontovertrages 
erklärt habe. Auch in diesem Punkt trägt der Kläger keiner­
lei konkrete Einzelheiten vor, wie diese fristlose Kündigung 
erfolgt sein soll. Es braucht deshalb nicht erörtert zu wer­
den, welche Folgen eine von dem Kläger erklärte (fristlose) 
Kündigung gehabt haben könnte.

5. Jedenfalls im Ergebnis zu Unrecht rügt die Revision
die Feststellung des Berufungsgerichts, der Kläger müsse 
sich die Überziehung des Kontos und die damit zusammenhän­
gende Kreditgewährung zurechnen lassen. Das Berufungsgericht 
geht zutreffend davon aus, nach dem Kontovertrag sei die 
Möglichkeit einer Überziehung des Kontos vorgesehen gewesen. 
Die AGB der VMBbank enthalten unter Nr. I 14 Abs. 3
eine ausdrückliche Regelung darüber, wie zu verfahren ist, 
wenn der Kunde ohne Vereinbarung oder über den vereinbarten 
Betrag hinaus durch eine Kontoüberziehung Kredit in Anspruch 
nimmt. Schon daraus ergibt sich, daß die Möglichkeit einer 
Kontoüberziehung vertraglich vorgesehen war. Für den Über­
ziehungskredit eines Oder-Kontos haften alle Kontoinhaber 
ebenfalls als Gesamtschuldner (vgl. Nr. 1 2  Abs. 3 der AGB 
der Uflü; vgl. auch Canaris aaO Rdn. 227) . Daß
die VMHfrank UflIP, indem sie Aufträge des Beklagten ausge­
führt hat, Überziehungskredite gewährt hat in einer Höhe, in 
der sie nach dem Kontovertrag solche Kredite nicht gewähren 
durfte, hat der Kläger nicht dargelegt. Durch eine einseiti­
ge Erklärung - sein Schreiben vom 6. April 1981 - konnte der 
Kläger die Regelungen des Kontovertrages bezüglich der Haf­
tung für einen Überziehungskredit ebensowenig abändern, wie
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er durch eine einseitige Erklärung das Oder-Konto nicht in 
ein Und-Konto umwandeln konnte. Auf die von der Revision an­
gegriffenen weiteren Erwägungen, die das Berufungsgericht in 
diesem Zusammenhang anstellt, kommt es somit nicht mehr an.

6. Zu Unrecht wendet sich die Revision auch gegen die 
Annahme des Berufungsgerichts, der Kläger habe die Darstel­
lung des Beklagten nicht substantiiert bestritten, er - der 
Beklagte - habe am 8. März 1985 durch eine Umbuchung von ei­
nem eigenen Konto auf das gemeinsame Konto der Parteien 
220.589,63 DM überwiesen. Der Beklagte hat nicht nur einen 
Kontoauszug vorgelegt, aus dem sich ergibt, daß dem Oder- 
Konto der Parteien ein entsprechender Betrag gutgeschrieben 
worden ist und daß es danach ausgeglichen war, er hat auch 
ein Schreiben der VflBbank UflHf vom 5. März 1991 vorge­
legt, in dem die VflHfc>ank bescheinigt, daß es sich bei die­
ser "Umbuchung" um eine Überweisung handelt, die der Beklag­
te von einem eigenen, genau bezeichneten Konto aus geleistet 
hat. Der Kläger kann als Mitinhaber des Oder-Kontos der Par­
teien von der vMBbank UflB jederzeit weitere Informatio­
nen einholen, zu deren Erteilung die VflBbank UflBI dem 
Kläger gegenüber verpflichtet ist. Bei dieser Sachlage kann 
der Kläger den Vortrag des Beklagten nicht pauschal mit 
Nichtwissen bestreiten (§ 138 Abs. 4 ZPO), ohne zuvor zumin­
dest versucht zu haben, sich verbindliche Informationen von 
der vHBbank U | B B  zu beschaffen (vgl. BGH, Urt. v. 15. No­
vember 1989 - VIII ZR 46/89, NJW 1990, 453, 454).

7. Die Entscheidung des Rechtsstreits hängt demnach nur 
noch davon ab, ob davon auszugehen ist, daß die Parteien der 
VMBbank UflHB als Gesamtschuldner 220.589,63 DM geschuldet



haben und ob somit der Beklagte durch seine Zahlung an die 
VflHBbank U B B  den Kläger von der gesamtschuldnerischen 
Mithaftung in gleicher Höhe befreit hat. Das Berufungsge­
richt meint, der Beklagte habe dies substantiiert dargelegt 
und der Kläger habe diesen Vortrag des Beklagten nicht sub­
stantiiert bestritten. In diesem Punkt greift die Revision 
das Berufungsurteil mit Erfolg an. Hätte die VBHBbank Ufl^B 
die Parteien wegen des Überziehungskredites als Gesamt­
schuldner in Anspruch genommen, so hätte sie darlegen und 
beweisen müssen, daß die Parteien einen Überziehungskredit 
in entsprechender Höhe in Anspruch genommen haben. Zur Dar­
legung eines solchen Überziehungskredites hätte es - darauf 
weist die Revision zu Recht hin - nicht genügt, einen Konto­
auszug vorzulegen. Die UflHP^ank UflHB hätte vielmehr die 
Entwicklung des Kontos darlegen müssen. Dadurch, daß die 
Forderung der VBHBaank UBHB nach § 426 Abs. 2 BGB auf den 
Beklagten übergegangen ist, soweit er diese befriedigt hat 
und von dem Kläger einen Ausgleich verlangen kann, ändert 
sich an der Darlegungs- und Beweislast nichts. Das hat auch 
das Berufungsgericht nicht verkannt. Das Berufungsgericht 
hat aber zu Unrecht angenommen, der Beklagte habe substanti­
iert dargelegt, die Parteien hätten als Gesamtschuldner der 
VflHBaank UflHi 220.589,63 DM geschuldet. Entgegen der An­
nahme des Berufungsgerichts erklären die Kontoauszüge und 
sonstigen Unterlagen, auf die sich der Beklagte bezogen hat, 
einen so hohen Soll-Stand des Kontos nicht. Die Kontounter­
lagen, die in dem Vorprozeß vorgelegt worden sind, enthalten 
ohnehin keine Angaben über die Entwicklung des Kontos nach 
dem 31. Dezember 1983 und enden mit einem Soll-Stand von 
104.076,24 DM (Beleg Nr. 261 des Anlageordners B des Vorpro­
zesses). Zu diesem Zeitpunkt (31. Dezember 1983) waren so-
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wohl die 35.000,—  DM durch den Kläger als auch die 
54.216,19 DM durch den Beklagten bereits überwiesen und ge­
bucht. Innerhalb von wenig mehr als einem Jahr soll sich 
nach der Darstellung des Beklagten der Schuld-Saldo mehr als 
verdoppelt haben. Zu der Frage, wie es zu dieser Verdoppe­
lung gekommen ist, trägt der Beklagte keine konkreten Tatsa­
chen vor, obwohl er unstreitig die Kontoauszüge in Händen 
hat. Er macht pauschal geltend, die Darlehen hätten weiter 
bedient werden müssen und die laufenden Unkosten für das 
Haus (Grundsteuer, Versicherungen usw.) seien weiter ange­
fallen. So läßt sich der sprunghafte Anstieg des Schuld-Sal­
dos aber nicht erklären. Aus dem Abrechnungsschreiben der 
M f H I H B  HflHHBBbank, dessen Richtigkeit von keiner Par­
tei angezweifelt wird, ergibt sich, daß die Vierteljahres­
leistungen ab dem vierten Quartal 1983 für beide Darlehen 
nicht mehr erbracht worden sind. Sonst hätte die H 
bank auch nicht die Zwangsvollstreckung des Grundstücks be­
trieben. Durch Zahlungen an die HflBHBBbank kann sich 
nach dem 1. Januar 1984 der Schuld-Saldo also nicht mehr er­
höht haben. Die laufenden Unkosten für das Haus gibt der Be­
klagte selbst mit 35.000,—  DM jährlich an. Wenn man diese 
Angaben des Beklagten als richtig unterstellt, hätte sich 
der Schuld-Saldo wegen der laufenden Unkosten des Hauses von 
104.076,24 DM auf ca. 140.000,—  DM erhöht, nicht aber auf 
ca. 220.000,—  DM. Die Differenz von ca. 80.000,—  DM ist 
auch nicht durch angefallene Zinsen zu erklären. Auch wenn 
die Zinsen für einen ungenehmigten Überziehungskredit hoch 
sein mögen, so ist nicht nachzuvollziehen, daß wegen einer 
Überziehung von max. 140.000,—  DM (im Durchschnitt des Jah­
res weniger, weil die Unkosten von 35.000,—  DM nicht alle 
am 1. Januar 1984 zu zahlen waren) innerhalb von wenig mehr
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als einem Jahr ca. 80.000,—  DM an Zinsen angefallen sein 
könnten (mehr als 50 % pro Jahr). Daher drängt sich der 
Schluß auf, daß von der V®Bfc>ank UflHD Buchungen vorgenom­
men worden sind, für deren Berechtigung sich weder aus dem 
Vortrag des Beklagten noch sonst aus den Akten Anhaltspunkte 
ergeben. Unter diesen Umständen durfte das Berufungsgericht 
nicht davon ausgehen, daß der Beklagte die Entwicklung des 
Kontos zu dem von ihm angegebenen Kontostand substantiiert 
dargelegt hat.

8. Die Sache muß an das Berufungsgericht zurückverwiesen 
werden, damit es - evtl, nach neuem Vortrag der Parteien - 
die notwendigen Feststellungen dazu treffen kann, ob die 
Parteien als Gesamtschuldner der VfllBbank U ^ H B  
220.589,63 DM geschuldet haben.

Boujong Dr. Henze Stodolkowitz
Dr. Goette Gerber
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